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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht über die Wirkungen der Nutzungsentgeitverordnung 
sowie zu notwendigen Änderungen 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 241. Sitzung am 
18. Juni 1998 zu dem von ihm verabschiedeten Gesetz 
zur Bereinigung vermögensrechtlicher und anderer Vor- 
schriften (Vermögensrechtsbereinigungsgesetz) folgende 
Entschließung angenommen: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deut- 
schen Bundestag bis zum 30. Juni 1999 einen Bericht 
über die Wirkungen der Nutzungsentgeltverordnung 
sowie zu notwendigen Änderungen vorzulegen.“ 

Diese Entschließung geht auf die Erörterungen im 
Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages zu Ände- 
rungsanträgen zu dem genannten Gesetz zurück. Im Be- 
richt des Ausschusses wird ausgeführt, in dem betroffe- 
nen Bereich gehe es um einen gerechten Interessenaus- 
gleich zwischen Eigentümern und Nutzem, für den ein 
ausgewogenes Gesamtkonzept erforderlich sei, das erst 
nach eingehender Erörtemng mit den beteiligten Kreisen 
im Laufe der nächsten Legislaturperiode verwirklicht 
werden könne (Drucksache 13/1 1041 S. 28). 

II . 

Der Einigungsvertrag hat mit dem in das Einführungs- 
gesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche eingestellten Arti- 
kel 232 § 4 EGBGB bestimmt, dass sich Nutzungsver- 
hältnisse nach den §§ 312 bis 315 DDR-ZGB aufgmnd 
von vor dem Beitritt abgeschlossenen Verträgen zu- 
nächst weiter nach diesen Vorschriften richten, und ab- 
weichende Regelungen einem besonderen Gesetz Vorbe- 
halten; außerdem wurde die Bundesregierung ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über eine an- 
gemessene Gestaltung der Nutzungsentgelte zu erlassen. 
Die damals vorbehaltene gesetzliche Regelung ist durch 
das am 1. Januar 1995 in Kraft getretene Schuldrechts- 
anpassungsgesetz erfolgt, die Regelung über Nutzungs- 
entgelte durch die am 1. August 1993 in Kraft getretene 


Nutzungsentgeltverordnung getroffen worden. Beide Re- 
gelungswerke stehen in einem engen inhaltlichen Zu- 
sammenhang und haben den Ausgleich der unterschied- 
lichen Interessen zwischen Eigentümern und Nutzern 
zum Gegenstand. 

In Übereinstimmung mit Artikel 232 § 4 Abs. 2 EGBGB 
geht die Nutzungsentgeltverordnung davon aus, dass 
Entgelte bis zur Höhe des ortsüblichen Pachtzinses an- 
gemessen sind. Ortsüblich sind die Entgelte, die nach 
dem 2. Oktober 1990 in der jeweiligen Gemeinde oder 
in vergleichbaren Gemeinden für vergleichbar genutzte 
Grundstücke vereinbart worden sind. Die Verordnung 
lässt eine Anhebung der Entgelte bis zu dieser Höhe aber 
nur schrittweise in mehreren Jahren zu. Zum 1. Novem- 
ber 1993 war eine Anhebung der am 2. Oktober 1990 
zulässigen Entgelte auf das Doppelte, jedoch mindestens 
auf 0,15 DM - bei baulich genutzten Grundstücken auf 

0. 30 DM - je Quadratmeter Bodenfläche im Jahr zu- 
lässig. Die danach zu zahlenden Entgelte durften zum 

1. November 1994 und dann nochmals zum 1. November 
1995 verdoppelt werden. Dabei ist als Obergrenze stets 
die Höhe der ortsüblichen Entgelte zu beachten. 

Die Nutzungsentgeltverordnung sah in ihrer ursprüng- 
lichen Fassung vor, dass ab dem 1. November 1997 die 
Entgelte jährlich um die Hälfte der seit dem 1. Novem- 
ber 1995 zu zahlenden Entgelte angehoben werden 
durften. Diese Erhöhungsmöglichkeit ist durch die Ver- 
ordnung zur Änderung der Nutzungsentgeltverordnung 
vom 24. Juli 1997 für die Zeit ab dem Jahr 1998 abge- 
schwächt worden: Nunmehr darf die Erhöhung ab dem 
1. November 1998 jährlich höchstens V 3 der seit dem 
1. November 1995 zu zahlenden Entgelte betragen. 

III. 

Die betroffenen Regelungen sind Gegenstand von Vor- 
schlägen, die auf eine Verbesserung der Rechtsstellung 
der Nutzer abzielen. So hat die 19. Konferenz der Justiz- 
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ministerin und der Justizminister der neuen Bundeslän- 
der und des Senators für Justiz des Landes Berlin, an der 
die Bundesministerin der Justiz als Gast teilgenommen 
hat, am 26. April 1999 einen Beschluss zum Thema 
,, Nutzerfreundliche Verbesserungen von Bundesrecht“ 
gefasst. Dabei wurde eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
unter der gemeinsamen Leitung des Bundesministeriums 
der Justiz und des Justizministeriums Brandenburg ein- 
gesetzt, die einen Gesetzentwurf mit Regelungen insbe- 
sondere zu folgenden Punkten erarbeiten soll: 

- Entschädigung des Nutzers für eine von ihm errich- 
tete Baulichkeit und Freistellung von den Kosten 
ihres Abrisses, wenn der Nutzer das Nutzungsver- 
hältnis nach einer Erhöhung des Nutzungsentgelts 
aus finanziellen Gründen nicht fortsetzen kann und 
der Eigentümer auf der Erhöhung besteht oder wenn 
der Eigentümer das Grundstück nach einer Kündi- 
gung rechtlich gesichert einer lukrativeren anderwei- 
tigen Nutzung zuführen kann 

- Anspruch des Nutzers auf Übertragung des vertrag- 
lichen Nutzungsrechts und des Eigentums an der 
Baulichkeit auch gegen den Willen des Grundstücks- 
eigentümers auf einen Dritten im Wege der Vertrags- 
Übernahme 

- Begrenzung der Erhöhung des Nutzungsentgelts für 
über eine bestimmte Größe hinausgehende Flächen 
bei besonders großen Erholungsgrundstücken. 

Die Arbeitsgruppe hat ihre Tätigkeit im Mai 1999 aufge- 
nommen. Sie wird voraussichtlich im September 1999 
eine Verbandsanhörung durchführen. 

IV, 

Die Diskussion über die Wirkungen der Nutzungs- 
entgeltverordnung sowie über notwendige Änderungen 
kann sachgerecht nur unter Berücksichtigung der ein- 
schlägigen tatsächlichen Verhältnisse sowie des verfas- 
sungsrechtlichen Rahmens für einen gerechten Interes- 
senausgleich zwischen Eigentümern und Nutzem geführt 
werden. 


Die tatsächlichen Verhältnisse in dem betroffenen Be- 
reich sind aber derzeit nur bmchstückhaft bekannt; eine 
verlässliche Aufbereitung der Fakten, deren Kenntnis 
notwendige Gmndlage für die Beurteilung der Wirkun- 
gen der vorliegenden Änderungsvorschläge und einen 
gerechten Interessenausgleich ist, fehlt. Deshalb hat 
die Bundesministerin der Justiz im Frühjahr 1999 eine 
rechtstatsächliche Untersuchung zu Fragen des Schuld- 
rechtsanpassungsgesetzes und der Nutzungsentgeltver- 
ordnung in Auftrag gegeben. Das Gutachten soll insbe- 
sondere Aussagen zur Eigentümer- und Nutzerstruktur, 
zur Größe der betroffenen Gmndstücke, zu Art, Umfang 
und Wert ihrer Bebauung, zur Höhe von Abrisskosten, 
zur Entwicklung eines Marktes hinsichtlich der betroffe- 
nen Grundstücke sowie insbesondere zu Einzelheiten der 
Erhöhung der Entgelte seit 1995, des Erhöhungsver- 
fahrens und der Kündigungen aus Anlass von Entgelt- 
erhöhungen treffen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung 
sollen Anfang des kommenden Jahres vorliegen. 

In verfassungsrechtlicher Hinsicht geht es bei einem ge- 
rechten Interessenausgleich zwischen Eigentümern und 
Nutzem um die Bestimmung von Inhalt und Schranken 
des Eigentums gemäß Artikel 14 Abs. 1 GG. Das Bun- 
desverfassungsgericht wird dem Vernehmen nach noch 
im Herbst 1999 über Verfassungsbeschwerden von Ei- 
gentümern entscheiden, die Kembereiche der angespro- 
chenen Regelungen des Schuldrechtsanpassungsgesetzes 
und der Nutzungsentgeltverordnung betreffen. 


V. 

Vor dem geschilderten Hintergrund ist es der Bundes- 
regiemng derzeit nicht möglich, abschließende Be- 
richtsaussagen zu treffen. Sie wird deshalb dem Deut- 
schen Bundestag bis zum 30. März 2000 einen um- 
fassenden Bericht vorlegen, der die zu erwartenden 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, die Er- 
gebnisse der in Auftrag gegebenen rechtstatsächlichen 
Untersuchung sowie der Arbeiten der Bund-Länder- 
Arbeitsgmppe berücksichtigt. 
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